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Vorwort

Der minderjahrige Zeuge hat Rechtsprechung und Literatur bisher vor-
wiegend im Zusammenhang mit Strafverfahren beschaftigt. Dabei be-
schrankte sich der Blick fiir die Besonderheiten auf die Ausiibung von Zeug-
nisverweigerungsrechten. Eine gesetzliche Regelung findet sich bezeichnen-
derweise nur in § 52 II StPO.

Der Minderjahrigenschutz ist eine allgemein anerkannte Notwendigkeit.
Der Schutz des Zeugen, der nicht nur Beweismittel, sondern auch Person
mit eigenen Grundrechten ist, wird dagegen erst in jiingerer Zeit diskutiert
und vom Gesetzgeber umgesetzt.

Die zweifache Schutzbediirftigkeit kindlicher und jugendlicher Zeugen
wird nicht nur bei Bestehen eines Zeugnisverweigerungsrechtes relevant. Sie
beeinflut schon Entstehen und Inhalt der Zeugenpflichten und setzt sich in
der Notwendigkeit eines vormundschaftsgerichtlichen Verfahrens fort.

Die vorliegende Arbeit soll darlegen, inwieweit die Anforderungen des
Minderjahrigenschutzes die Rechte und Pflichten, die fiir erwachsene Zeu-
gen konzipiert wurden, modifizieren. Dabei wird zunachst die Zeugeneig-
nung und die gegenlaufigen Beweisinteressen der Parteien behandelt; im
zweiten Abschnitt wird die Stellung des Minderjahrigen im Verfahren unter-
sucht. AbschlieBend ist auf das vormundschaftsgerichtliche Verfahren einzu-
gehen, das bei Beteiligung eines Sorgeberechtigten am Zivilverfahren durch-
zufithren ist.

Fir die Anregung zu dem Gegenstand der Untersuchung bedanke ich
mich bei Herrn Prof.Dr.E. Schumann, Universitit Regensburg, der mich im
Rahmen des Doktorandenseminars mit wertvollen Hinweisen unterstiitzte.

Regensburg, Mai 1992
Andreas Findeisen
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Erster Abschnitt

Der Zeugenbeweisantrag bei einem minderjihrigen Zeugen

§ 1 Der Minderjahrige

Der Begriff des Minderjahrigen ist weder im ZivilprozeBrecht noch im
Biirgerlichem Recht legal definiert. Allerdings bestimmt § 2 BGB den Ein-
tritt der Volljahrigkeit auf die Vollendung des 18. Lebensjahres. Im Um-
kehrschluB! kann daher jede natiirliche Person vor Erreichen dieser Alters-
stufe als minderjéhrig bezeichnet werden.

Mit dieser Eingrenzung sind jedoch noch keine Feststellungen hinsicht-
lich der verfahrensrechtlichen Stellung des Minderjéhrigen und hier insbe-
sondere im Hinblick auf seine Position als Zeuge verbunden. Da es dabei
stets um die Ausiibung prozessualer Rechte und Pflichten geht?, richtet sich
die Beurteilung allein nach dem ProzeBrecht. Nur soweit dieses auf das
materielle Recht verweist oder keine eigene Regelung enthilt, kommt ein
Riickgriff auf materiell-rechtliche Vorschriften in Betracht.

Nach der Legaldefinition des § 52 ZPO ist eine Person insoweit pro-
zeBfahig, als sie sich selbstindig durch Vertrige verpflichten kann. Die
ProzeBfahigkeit ist zugleich Voraussetzung fiir die Fahigkeit zur wirksamen
Vornahme von ProzeBhandlungen®. Es handelt sich hier nicht um eine

Moritz, S. 41.

2So bleiben etwa nach materiellem Recht begriindete Auskunftspflichten auBer Betracht,
weil diese unabhiéngig von der offentlich-rechtlichen Zeugnispflicht bestehen und diese auch
nicht beeinflussen.

3Ro,\'enberg-Schwab, § 44 111 1 b; Stein-Jonas-Leipold, § 51 Rn 8; Thomas-Putzo, § 51 Anm. II;

Zoller-Vollkommer, § 52 Rn 1f. Zur Bedeutung der ProzeBhandlungsfahigkeit bei der Aus-
iibung eines Zeugnisverweigerungsrechtes s.u. § SB1 1.



20 § 1 Der Minderjéhrige

eigenstindige Bestimmung, da die Frage der Verpflichtungsfihigkeit nach
Biirgerlichem Recht zu beantworten ist’. Demnach ist jeder voll Geschifts-
fahige verpflichtungs- und damit auch prozeBfahig; umgekehrt ist jede nicht
voll geschaftsfahige Person prozeBunfihig, da die ZPO keine beschrinkte
ProzeBfahigkeit kennt®.

GenieBit ein Minderjahriger fiir einen speziellen Lebensbereich nach
§§ 112, 113 BGB die volle Geschaftsfahigkeit bereits vor Vollendung des
18. Lebensjahres, so ist er innerhalb dieses Bereiches auch voll prozeBfahige.
Fiir gesetzliche Vertretung bleibt hier, auch soweit es ProzeBhandlungen
betrifft, kein Raum’.

Als Minderjahriger wird im weiteren Verlauf daher jeder nicht voll Ge-
schaftsfahige bezeichnet, mithin jede natiirliche Person vor Vollendung des
18. Lebensjahres unter Ausschlu3 derer, die partiell einem bereits Volljah-
rigen gleichstehen, soweit die Zeugenaussage mit diesem Bereich in
Zusammenhang steht.

“Rosenberg-Schwab, § 44 I, Thomas-Putzo, § 52 Anm. 1.

SBaumbach-Lauterbach-Hartmann, § 51 Anm. 1; Rosenberg-Schwab, § 44 11 2; Stein-Jonas-
Leipold, § 51 Rn 2 f. Zu den notwendigen Einschrankungen des § 52 ZPO wird noch im Zu-
sammenhang mit der Zwischenstreitigkeit gem. §§ 387 f ZPO und der Beschwerdebefugnis
einzugehen sein, dazu unten § 10.

SDehmer, S. 64 ff; Kahlke, ZZP 100, 10, 13; Stein-Jonas-Leipold, § 52 Rn 4 ff, Thomas-Putzo,
§ 52 Anm. 1 b; Zélier-Vollkommer, § 52 Rn 4. Ebenso Grundmann, Der Minderjahrige im Zi-
vilprozeB, 1980, S. 18 ff - Grundmann spricht von relativer ProzeBfahigkeit; m.E. treffender
wire von partieller ProzeBfahigkeit zu sprechen (entsprechend wie bei der Geschaftsfahigkeit,
vgl. Flume, Allgemeiner Teil des Biirgerlichen Rechts, 2. Band: Das Rechtsgeschift, § 13, 4
und 5). Wie hier Bruns, Rn 53.

TSchefold, AcP 94 (1903), 305 f.



§ 2 Die Zeugnisfihigkeit

A. Gegenstand des Zeugenbeweises

Der Zeuge ist eine am konkreten anhéngigen Verfahren nicht als Partei
beteiligte natiirliche Person. Als Zeugen scheiden neben den Parteien auch
die gesetzlichen Vertreter aus, die den Prozefl im Namen eines prozefun-
fahigen Vertretenen fithren!.

Gegenstand des Zeugenbeweises sind eigene, auBerhalb des Prozesses
gemachte Wahrnehmungen iiber vergangene Tatsachen oder Zustinde?.
Abzugrenzen ist der Zeuge vom sachverstindigen Zeugen im Sinne des
§ 414 ZPO und vom Sachverstandigen®.

Die Bedeutung des Zeugenbeweises wird sehr unterschiedlich beurteilt;
die Gefahr bewuBt und unbewusBt unrichtiger oder unvollstandiger Aussagen
1aBt die weit verbreitete Zuriickhaltung bei der Beweiswiirdigung zugunsten
anderer, zuverlissigerer Beweismittel verstiandlich erscheinen®. Bei
Aussagen minderjahriger Zeugen diirfte die Skepsis sogar noch zunehmen,
je niedriger das Alter ist>. Umgekehrt kann aber nicht iibersehen werden,

1BGH, FamRZ 1964, 150 ff; Lent, ZZP 52, 14 ff; Bergerfurth, JZ 1971, Rn 182 b; Rosenberg-
Schwab, § 12311 1.

2BGH, DRIiZ 1974, 27; LG Bamberg, VersR 1984, 49; Rosenberg-Schwab, § 123 1, Stein-Jonas-
Schumann, Vor § 373 Rn 17, Thomas-Putzo, Vor § 373 Anm. 1; Wieczorek, § 373 Anm. A 1I;
Zoller-Stephan, § 373 Rn 1.

3 Dazu Stein-Jonas-Schumann, Vor § 373 Rn 17; Bruns, Rn 182 c.

4Baumbach-Lauterbach-Hartmann, Ubers. § 373 Anm. 1 C b a.E.; Bull, DRIiZ 1972, 205;
Heusler; AcP 62, 209, 304 ff (zum Recht vor 1879); Knippel, MDR 1980, 112, 113; Musielak-
Stadler, Rn 43,44; Reinicke, MDR 1986, 630 f; Schneider, MDR 1965, 14 ff; Stein-jonas-Schu-
mann, Vor § 373 Rn 21.

5 Déhring, Die Erforschung des Sachverhaltes im Prozess, 1964, S. 85, 86 beziigl. Kinder-
aussagen; Kronig, Die Kunst der Beweiserhebung im Zivilproze8, S. 82; Prahm, Die artzlich-
psychologische Beurteilung der Glaubwiirdigkeit Minderjahriger und ihre Beriicksichtigung
im Gerichtsverfahren, 1972, S. 54 ff. Zur Entwicklung im StrafprozeB Orlowsky, S. 6 ff; Als-



	Vorwort
	Inhalt
	Abkürzungen
	Erster Abschnitt: Der Zeugenbeweisantrag bei einem minderjährigen Zeugen
	§ 1 Der Minderjährige
	§ 2 Die Zeugnisfähigkeit
	A. Gegenstand des Zeugenbeweises



